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ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 
der Abgeordneten Fiona Fiedler, Kolleginnen und Kollegen 
betreffend Maßnahmen zur Steigerung der COVID-Impfquote in den Betrieben 
Die COVID-Impfquote bei der erwerbsfähigen Bevölkerung liegt derzeit bei 73 
Prozent, wobei die Quote zwischen den Bundesländern stark schwankt: von 70,3 
Prozent (Salzburg) bis 79,3 Prozent (Burgenland). Das bedeutet, dass von 6 Mio. 
Erwerbsfähigen über 1,5 Mio. noch ungeimpft sind. Zuletzt wurde berichtet, dass in 
einzelnen Betrieben die Impfquote oft nur bei knapp 50 Prozent liegt. Da die COVID-
Impfungen der entscheidende Weg aus der Pandemie sind und eine wesentliche 
günstigere und effektivere Maßnahme gegenüber den COVID-Testungen sind, ist es 
naheliegend, das Impfpotential in den Betrieben stärker auszuschöpfen. 
Um die Impfquote in den Betrieben zu steigern, ist es daher sinnvoll, aktiv auf die 
Betriebe zuzugehen. So könnten Impfbusse die Betriebe anfahren, um dort ein 
zusätzliches niederschwelliges Angebot zu schaffen. Grundsätzlich wäre 
diesbezüglich eine zentrale Anmeldeplattform unter Einbindung der 
Sozialversicherung anzudenken, da diese auch über die wesentlichen Daten dazu 
verfügt. 

 
Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgenden 

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 
 
Der Nationalrat wolle beschließen: 

2139/A(E) XXVII. GP - Entschließungsantrag (elektr. übermittelte Version) 1 von 2

www.parlament.gv.at



 Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich. 

"Der Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz wird 
aufgefordert, zur Steigerung der Impfquoten in den Betrieben Maßnahmen unter 
Einbindung der Sozialversicherung zu setzen. Als wesentliche Maßnahme sollen 
Impfbusse vorgesehen werden, welche die Betriebe anfahren, um dort ein 
zusätzliches niederschwelliges Angebot zu schaffen." 
In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gesundheitsausschuss 
vorgeschlagen. 

2139/A(E) XXVII. GP - Entschließungsantrag (elektr. übermittelte Version)2 von 2

www.parlament.gv.at




